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Beratungsfolge  
 

Datum der Sitzung Gremium Abstimmungsergebnis 
 

13.04.2010 Ausschuss Wirtschaft Umwelt Bauen  
  

 
Anw.: 7 Ja: 7 Nein: 0 Enth.:  0 

15.04.2010 Hauptausschuss  
  

 
Anw.: 7 Ja: 7 Nein: 0 Enth.:  0 

28.04.2010 Stadtverordnetenversammlung  
  

 
Anw.: 28 Ja: 28 Nein: 0 Enth.:  0 

 
 
Beschluss 

1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
„Beethovenstraße“ im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB (Bebauungsplan der 
Innenentwicklung) aufzustellen. 

2. Der Entwurf des Bebauungsplanes "Beethovenstraße" und der Entwurf der Begründung dazu werden in 
den vorliegenden Fassungen vom 10. Februar 2010 gebilligt. 

3. Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und der Entwurf der Begründung sind aufgrund 
des § 13 a i. V. mit § 3 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 
2414); zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) öffentlich auszulegen und die 
beteiligten Behörden und die sonstigen Träger öffentlicher Belange sind von der Auslegung zu 
benachrichtigen. 

 

 

U w e  S c h ü l e r  

Vorsitzender der Stadtverordnetenversammlung 

Beschluss  BV-2010-037 öffentlich 
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Sachverhalt 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung vom 27.06.2007 das o. g. vorhabenbezogene 
Bebauungsplanverfahren eingeleitet. 
 
Mit dem „Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung der Städte“ wurde für 
Bebauungspläne der Innenentwicklung ein beschleunigtes Verfahren ermöglicht. 
 
Der Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige 
Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung oder eine Größe der Grundfläche 
festgesetzt wird von insgesamt   
 
1. weniger als 20 000 Quadratmetern, wobei die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen 

sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind, oder  
 
2. 20 000 Quadratmetern bis weniger als 70 000 Quadratmetern, wenn auf Grund einer überschlägigen 

Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 dieses Gesetzes genannten Kriterien die Einschätzung 
erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach 
§ 2 Abs. 4 Satz 4 in der Abwägung zu berücksichtigen wären (Vorprüfung des Einzelfalls); die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden 
können, sind an der Vorprüfung des Einzelfalls zu beteiligen.  

 
Wird in einem Bebauungsplan weder eine zulässige Grundfläche noch eine Größe der Grundfläche festgesetzt, 
ist für die Ermittlung der Grundfläche die Fläche maßgeblich, die bei Durchführung des Bebauungsplans 
voraussichtlich versiegelt wird. Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den 
Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht 
unterliegen. Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine 
Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter bestehen.  
 
Das Plangebiet liegt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils. Die weiteren formulierten 
Voraussetzungen sind hier ebenso erfüllt. Der Planbereich hat eine Fläche von 2.912 qm. Die für die 
Anwendung des beschleunigten Verfahrens festgelegte Obergrenze der Grundfläche (20.000 qm) kann dadurch 
nicht erreicht werden. Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
Bundes- oder Landesrecht unterliegen, werden nicht zugelassen, da hier Baurecht für ein Wohnhaus 
geschaffen werden soll. Eine Beeinträchtigung der NATURA 2000 Gebiete ist aufgrund der Entfernung zu 
diesen ebenso nicht gegeben, so dass hier das beschleunigte Verfahren nach § 13 a Baugesetzbuch zur 
Anwendung kommen kann. 
 
Ein frühzeitiges Beteiligungsverfahren ist im beschleunigten Verfahren nach § 13 a i. V. mit § 13 BauGB nicht 
erforderlich. Der Öffentlichkeit ist aber Gelegenheit zu geben, sich zur Planung zu äußern. Diese Gelegenheit 
wurde bereits gegeben.  
 
Bemerkung: 
Aufgrund des § 22 Abs. 1 bis 5 Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf), (GVBl. Teil I/07 S. 
286) haben folgende Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung weder an der Beratung noch an der 
Abstimmung mitgewirkt: 
 
 
 

 
Anlagen 
Plangebietsdarstellung (Anlage 1) 
Entwurf des Bebauungsplanes Stand 10. Februar 2010 für Fraktionen auf CD 
 
 

 


